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ÖPNV-Unternehmen können nicht die finanziellen Lasten 

der neuen Corona-Beschlüsse schultern 
Die beim heutigen Corona-Gipfel beschlossenen Vorgaben bringen weitere deutliche 

Einschränkungen für den ÖPNV. Im öffentlichen Interesse unterstützen die privaten 

Busunternehmen die Pandemiebekämpfung ausdrücklich. Die massiven finanziellen 

Einbußen infolge der geforderten Fahrgastreduzierung müssen aber fair ausgeglichen 

werden.  

 

Berlin, den 19. Januar 2021 – Der Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer (bdo) hat 

als Reaktion auf die heutigen Beschlüsse des Corona-Gipfels von Bund und Ländern 

zusätzliche finanzielle und strukturelle Hilfsmaßnahmen für die Verkehrsunternehmen in 

Deutschland gefordert. Die neuen Beschlüsse bringen weitere massive Einschränkungen und 

zielen konkret auf die Reduzierung der Fahrgastzahlen im ÖPNV ab. Die Busunternehmen 

werden trotz der damit verbundenen Einnahmeausfälle weiterhin ihrer Verantwortung für die 

Mobilität der Bürgerinnen und Bürger nachkommen. Sie müssen dafür aber fair entschädigt 

werden – vor allem auch, um Schäden im Gesamtsystem des öffentlichen Personenverkehrs 

zu verhindern. Der bereits aufgelegte ÖPNV-Rettungsschirm ist nicht darauf ausgelegt, eine 

so lang anhaltende und derart massive Unterbindung von Kontakten und Mobilität 

auszugleichen und muss daher auch in 2021 effektiv weitergeführt werden.  

 

bdo-Hauptgeschäftsführerin Christiane Leonard sagte zu den heutigen Beschlüssen: „Die 

Busbranche unterstützt den Kampf gegen die Pandemie weiterhin ausdrücklich. Erst wenn das 

dramatische Infektionsgeschehen überwunden wird, kann es jene Rückkehr zur Normalität 

geben, die wir uns alle wünschen. Die Verkehrsunternehmen können aber die besondere Last 

der neuen Beschlüsse im öffentlichen Interesse nicht alleine tragen, sondern verdienen eine 

faire finanzielle Kompensation. Der bisherige ÖPNV-Rettungsschirm wurde nur bis August 

2020 beihilferechtlich notifiziert. Private Unternehmen, die keinen öffentlichen 

Dienstleistungsauftrag haben, bekommen daher nur bis zu einer Grenze von 800.000 Euro 

insgesamt Hilfen. Da unsere Mitglieder zumeist ÖPNV und Reiseverkehre gleichermaßen 

anbieten, sind sie aufgrund der Corona-bedingten Schließungen ihrer Reiseverkehre auf 

weitere Hilfen angewiesen. Die 800.000 Euro sind daher nach fast einem Jahr Pandemie bei 

diesen Betrieben ausgeschöpft. Die absolut notwendige Erhöhung des Kleinbeihilfenrahmens 

wurde von der EU-Kommission bislang abgelehnt. Diese hat dafür die Möglichkeit einer 

Fixkostenregelung eingeräumt, die parallel zu den Kleinbeihilfen angesetzt werden kann. 

Solange der Kleinbeihilfenrahmen nicht durch die EU erhöht wird, muss diese 

Fixkostenregelung Grundlage des ÖPNV Rettungsschirmes werden. Sonst kommen die 

wichtigen Hilfen nicht bei den mittelständischen Busunternehmen an.“  

 

Mit Blick auf die Überbrückungshilfen der Bundesregierung plädiert der bdo für 

Verbesserungen, die unter anderem der Rolle der sogenannten Mischbetriebe in der 

Busbranche besser gerecht werden. Bislang greifen die Hilfsprogramme nur unzureichend bei 

Unternehmen, die sowohl im Gelegenheitsverkehr wie auch im ÖPNV tätig sind. Ohne solche 

Anpassungen an die Praxis gefährdet die Corona-Krise die Busbranche als Ganzes.   
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Mit Blick auf die Zukunft rufen die privaten Busunternehmen nach konkreten Plänen und 

Strukturen für einen effizienten Ausstieg aus den umfassenden öffentlichen Einschränkungen. 

Gebraucht werden klare Szenarien und Mechanismen für die Zeit, wenn dank Impfungen und 

sinkender Infektionszahlen wieder Lockerungen möglich sind. Busunternehmen brauchen 

frühzeitig klare Perspektiven – bis hin zu gemeinsamen europäischen Regeln für den 

grenzüberschreitenden Reiseverkehr – für den Neustart. 

 

Zur aktuellen Situation mit neuen Regeln für den ÖPNV stellt der bdo fest, dass die 

Verantwortung für die Durchsetzung der heute beschlossenen erweiterten Maskenpflicht nicht 

den Verkehrsunternehmen und ihren Beschäftigten aufgebürdet werden darf. 

 

++++ 

 

Der Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer (bdo) ist der Spitzenverband der deutschen 

Busbranche und vertritt die Interessen der privaten und mittelständischen Unternehmen aus dem 

Bereich Personennahverkehr, Bustouristik und Fernlinienverkehr gegenüber Politik und Öffentlichkeit. 

 

Kontakt: Christian Wahl, Referent Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit 

Tel.: 030 / 24089 - 300 | E-Mail: christian.wahl@bdo.org 
 
 
Die EU-Datenschutzgrundverordnung: Hinweis zum Umgang mit Ihren Daten: 
 
Dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer (bdo) e.V. ist der Schutz Ihrer Daten ein besonderes 
Anliegen. Mit unseren Newslettern und Veranstaltungshinweisen informieren wir Sie über die Arbeit des 
Bundesverbandes Deutscher Omnibusunternehmer (bdo) e.V. und wichtige Themen des Busgewerbes. Gerne 
möchten wir Sie auch in Zukunft über unsere Aktivitäten auf dem Laufenden halten. 
 
Sofern Sie keine Informationen wie Newsletter und Veranstaltungshinweise mehr von uns erhalten möchten, 
können Sie uns dies selbstverständlich jederzeit ohne Angabe von Gründen per Email an info@bdo.org oder auf 
dem Postweg an bdo e.V., Reinhardtstr. 25, 10117 Berlin mitteilen. Sie werden dann die Informationen nicht mehr 
von uns erhalten.  
 
Fragen zum Umgang des bdo mit Ihren Daten beantworten wir unter info@bdo.org gerne. 
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